
SATZUNG 

der 

FIT GROUPAG 



A. 
Allgemeine Bestimmungen 

§1 
Rechtsform, Firma und Sitz 

(1) Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft (AG). 

(2) Die Firma der Gesellschaft lautet 

FIT GROUPAG 

(3) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Schüttorf, Deutschland. 

§2 
Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Einkauf, Entwicklung, Herstellung, Ver­ 
marktung, Handel mit/ und Vertrieb von Produkten im Gesundheits- und Fitness­ 
bereich, insbesondere auch über das Internet und im Wege des e-commerce. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Er­ 
reichung des Gesellschaftszweckes notwendig oder nützlich erscheinen, insbe­ 
sondere zur Errichtung oder zum Erwerb von anderen Unternehmen gleicher oder 
verwandter Art, zur Beteiligung an solchen Unternehmen, zur Übernahme ihrer 
Geschäftsführung und/oder Vertretung, zur Übertragung auch wesentlicher Unter­ 
nehmensbereiche auf Unternehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt ist und 
zur Errichtung von Zweigniederlassungen im In- und Ausland. 

(3) Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeiten auch auf einen Teil der in § 2 Abs. (1) ge­ 
nannten Tätigkeiten beschränken. Sie kann den Gegenstand des Unternehmens 
gemäß§ 2 Abs. (1) auch ganz oder teilweise durch verbundene Unternehmen im 
Sinne der§§ 15 ff. AktG oder Unternehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt ist 
( einschließlich Gemeinschaftsunternehmen), verfolgen. 

§3 
Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§4 
Bekanntmachung und Übermittlung von Informationen 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, sofern nicht 
gesetzlich zwingende Bestimmungen anderes vorsehen. 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können 
unter den gesetzlich vorgesehenen Bedingungen auch im Wege der Datenfern­ 
übertragung übermittelt werden. 
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B. 
Grundkapital und Aktien 

§5 
Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 125.537,52 (in Worten: einhun­ 
dertfünfundzwanzigtausendfünfhundertsiebenunddreißig Euro und zweiundfünfzig 
Cent) und ist eingeteilt in 1.569.219 (in Worten: eine Million fundhundertneunund­ 
sechzigtausend zweihundertneunzehn) Nennbetragsaktien mit einem Nennbetrag 
von je EUR 0,08. 

(2) Das bei der Umwandlung der Gesellschaft in eine Aktiengesellschaft vorhandene 
Grundkapital in Höhe von EUR 112.000,00 (in Worten: einhundertzwölftausend 
Euro) wurde vollständig durch den Formwechsel des Rechtsträgers bisheriger 
Rechtsform, der im Handelsregister des Amtsgerichts Osnabrück unter 
HRB 214876 eingetragenen A & G Handelsgesellschaft mbH mit Sitz in Schüttorf, 
erbracht. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 
25. Februar 2031 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um 
insgesamt bis zu EUR 56.000,00 (in Worten: sechsundfünfzigtausend Euro) durch 
Ausgabe von bis zu 700.000 neuen, auf den Namen lautenden Nennbetragsaktien 
mit einem Nennbetrag von je EUR 0,08 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu er­ 
höhen ("Genehmigtes Kapital 2026/11"). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 
dabei nach § 186 Abs. 5 AktG auch von einem oder mehreren Kreditinstitut( en) 
oder gemäß § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. mittel­ 
bares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für eine oder 
mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2026/11 in den 
folgenden Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen, 

b) zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesell­ 
schaft ( einschließlich der Notierung im Freiverkehr) nicht wesentlich im Sinne 
der §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet und der 
auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 
ausgegebenen neuen Aktien entfallende Gesamtnennbetrag insgesamt 
20 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreitet, und zwar we­ 
der zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch - wenn dieser Betrag geringer 
ist - im Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2026/11. Auf diese 
Begrenzung von 20 % des Grundkapitals ist der Gesamtnennbetrag anzu­ 
rechnen, der auf Aktien entfällt, (i) die während der Laufzeit des Genehmig­ 
ten Kapitals 2026/11 aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 Halbs. 2 AktG in Verbindung mit § 186 
Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
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veräußert werden; (ii) die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern diese Schuldverschrei­ 
bungen in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG während 
der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2026/11 unter Ausschluss des Be­ 
zugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden; (iii) die während der Laufzeit 
des Genehmigten Kapitals 2026/11 aus anderem genehmigtem Kapital ge­ 
mäß § 203 Abs. 2 S. 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 S. 4 AktG oder auf 
der Grundlage sonstiger Kapitalmaßnahmen in entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

c) zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbesondere - aber ohne Be­ 
schränkung hierauf - im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder zum Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Betrie­ 
ben, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder von sonsti­ 
gen Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Ge­ 
sellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, oder zur Bedienung von Schuld­ 
verschreibungen, die gegen Sacheinlagen ausgegeben werden; 

d) soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelschuld­ 
verschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(nachstehend gemeinsam "Schuldverschreibungen"), die mit Wandlungs­ 
oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestattet 
sind und die von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren 
Beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder noch werden, ein Be­ 
zugsrecht auf neue, auf den Namen lautende Nennbetragsaktien der Gesell­ 
schaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Opti­ 
ons- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- oder Opti­ 
onspflichten als Aktionär zustünde oder soweit die Gesellschaft ein Wahl­ 
recht bezüglich solcher Schuldverschreibungen ausübt, ganz oder teilweise 
Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags zu ge­ 
währen; 

e) um im Rahmen von Aktienbeteiligungs- oder anderen aktienbasierten Pro­ 
grammen Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern des Ver­ 
tretungsorgans eines mit der Gesellschaft im Sinne von § 15 AktG verbun­ 
denen Unternehmens oder Arbeitnehmern der Gesellschaft und ihrer im 
Sinne von § 15 AktG verbundenen Unternehmen neue Aktien gegen Bar­ 
und/oder Sacheinlage, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft, 
zu gewähren. Die neuen Aktien können dabei auch unter Zwischenschaltung 
eines Kreditinstituts oder eines gemäß § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53b Abs. 1 
S. 1 oder Abs. 7 des Kreditwesengesetzes tätigen Unternehmens ausgege­ 
ben werden. Soweit gesetzlich zulässig, können die neuen Aktien auch in 
der Weise ausgegeben werden, dass die auf sie zu leistende Einlage aus 
dem Teil des Jahresüberschusses gedeckt wird, den Vorstand und Auf­ 
sichtsrat nach § 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinnrücklagen einstellen könn­ 
ten. Soweit Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft Aktien gewährt wer­ 
den sollen, entscheidet hierüber der Aufsichtsrat der Gesellschaft; 

f) zur Durchführung einer Aktiendividende, in deren Rahmen Aktien der Ge­ 
sellschaft (auch teilweise und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividen­ 
denansprüchen der Aktionäre ausgegeben werden (Aktiendividende). 
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Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 
Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Dies 
umfasst auch die Festlegung der Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, 
welche abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auf für ein bereits abgelaufenes Ge­ 
schäftsjahr festgelegt werden kann. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnut­ 
zung des Genehmigten Kapitals 2026/11 oder dem Ablauf der Frist für die Ausnut­ 
zung des Genehmigten Kapitals 2026/11 die Fassung der Satzung entsprechend 
anzupassen. 

§6 
Aktien 

(1) Die Aktien lauten auf den Namen. 

(2) Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile und auf Ausgabe von 
Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen ist ausgeschlossen, soweit dies gesetz­ 
lich zulässig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln einer Börse erforderlich 
ist, an der die Aktien zugelassen sind. Die Gesellschaft ist berechtigt, Urkunden 
über einzelne Aktien oder Sammelurkunden über mehrere Aktien auszustellen. Die 
Form und den Inhalt solcher Aktienurkunden setzt der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats fest. 

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 
Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

( 4) Von der Ermächtigung gemäß § 8 Abs. 7 Sätzen 1 und 2 AktG wird Gebrauch ge­ 
macht. Die Nennbetragsaktien der Gesellschaft dürfen einen geringeren Nennwert 
als einen Euro haben und müssen auf mindestens einen Eurocent lauten. 

C. 
Verfassung der Gesellschaft 

§7 
Organe der Gesellschaft 

Die Organe der Gesellschaft sind: 

der Vorstand, 

der Aufsichtsrat, und 

die Hauptversammlung. 

1. 
Vorstand 

§8 
Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Im Übrigen bestimmt 
der Aufsichtsrat die Zahl der Vorstandsmitglieder. 
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(2) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstands sowie ei­ 
nen stellvertretenden Vorsitzenden oder Sprecher ernennen. 

(3) Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand. 

§9 
Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 

(1) Der Vorstand leitet die Gesellschaft unter eigener Verantwortung. Er hat die Ge­ 
schäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, dieser Satzung und der Ge­ 
schäftsordnung für den Vorstand zu führen. 

(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind 
mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Vor­ 
standsmitglieder gemeinsam oder durch ein Vorstandsmitglied zusammen mit ei­ 
nem Prokuristen gesetzlich vertreten. 

(3) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne oder alle Vorstandsmitglieder al­ 
lein zur Vertretung der Gesellschaft befugt sein sollen. Der Aufsichtsrat kann ferner 
einzelne oder alle Vorstandsmitglieder allgemein oder für den Einzelfall von dem 
Verbot der Mehrfachvertretung des§ 181 Alternative 2 BGB befreien;§ 112 AktG 
bleibt unberührt. 

II. 
Aufsichtsrat 

§ 10 
Zusammensetzung, Bestellung, Amtszeit 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei (3) Mitgliedern. Die Aufsichtsratsmitglieder wer­ 
den von der Hauptversammlung gewählt. Die Hauptversammlung ist an Wahlvor­ 
schläge nicht gebunden. 

(2) Sofern die Hauptversammlung nicht eine kürzere Amtszeit festlegt, werden die 
Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung 
gewählt, die über die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für das vierte Ge­ 
schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem 
die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Wiederwahl von Aufsichtsrats­ 
mitgliedern ist zulässig. 

(3) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat 
aus, so soll in der nächsten Hauptversammlung ein Nachfolger für das ausgeschie­ 
dene Mitglied gewählt werden. Die Amtszeit des neugewählten Aufsichtsratsmit­ 
glieds gilt für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds, sofern nicht 
die Hauptversammlung eine andere Amtszeit bestimmt, die die Amtszeit gemäß 
§ 10 Abs. (2) S. 1 nicht überschreiten darf. 

( 4) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder 
Ersatzmitglieder wählen, die Mitglieder des Aufsichtsrats werden, wenn Anteilseig­ 
nervertreter vor Ablauf ihrer Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden, ohne 
dass für sie ein Nachfolger gewählt wurde. Ihre Stellung als Ersatzmitglied lebt 
wieder auf, wenn die Hauptversammlung einen Nachfolger für das ausgeschie­ 
dene Aufsichtsratsmitglied wählt. Die Amtszeit des Ersatzmitglieds beschränkt sich 
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auf die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, in der eine Wahl gemäß 
§ 1 O Abs. (3) stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausge­ 
schiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

(5) Jedes Mitglied und Ersatzmitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt auch ohne 
wichtigen Grund unter Einhaltung einer Frist von einem Monat durch eine an den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats - oder, im Falle einer Amtsniederlegung durch den 
Vorsitzenden, an seinen Stellvertreter - in Textform (§ 126b BGB) niederlegen. 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist über die Niederlegung zu informieren. Die 
Frist nach Satz 1 kann einvernehmlich verkürzt oder es kann einvernehmlich auf 
die Einhaltung dieser Frist verzichtet werden. 

§ 11 
Vorsitzender und Stellvertreter 

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertre­ 
ter. Die Wahl findet unter dem Vorsitz des an Lebensjahren ältesten Aufsichtsrats­ 
mitglieds in einer nicht gesondert einzuberufenden Sitzung des Aufsichtsrats un­ 
mittelbar im Anschluss an die Hauptversammlung statt, in der die von der Haupt­ 
versammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder gewählt worden sind. Die 
Amtszeit des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden entspricht ihrer 
jeweiligen Amtszeit als Aufsichtsratsmitglied, es sei denn, bei der Wahl wird eine 
kürzere Amtszeit bestimmt. 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so 
berührt dies die Fortdauer des Amtes des stellvertretenden Vorsitzenden bzw. des 
Vorsitzenden nicht. Der Aufsichtsrat hat dann unverzüglich einen neuen Vorsitzen­ 
den bzw. stellvertretenden Vorsitzenden für die restliche Amtszeit des Ausgeschie­ 
denen zu wählen. 

(3) Erklärungen im Namen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden abgegeben. 
Der Vorsitzende ist befugt, an den Aufsichtsrat gerichtete Erklärungen entgegen­ 
zunehmen und die zur Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse erforderlichen Maßnahmen zu treffen, soweit die Durchführung in die 
Zuständigkeit des Aufsichtsrats fällt. 

(4) Vorbehaltlich anderer Bestimmungen dieser Satzung hat der stellvertretende Vor­ 
sitzende in allen Fällen, in denen der Vorsitzende verhindert ist, die gleichen 
Rechte wie der Vorsitzende. 

§ 12 
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat alle Rechte und Pflichten, die ihm durch Gesetz, diese Sat­ 
zung oder anderweitig zugewiesen werden. Die Aufsichtsratsmitglieder sind nicht 
an Aufträge oder Weisungen gebunden. 

(2) Der Aufsichtsrat ist zu allen Änderungen der Satzung, welche ihre Fassung betref­ 
fen, ohne Beschluss der Hauptversammlung befugt. 
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§ 13 
Geschäftsordnung und Ausschüsse 

(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Aufsichtsrat kann nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften aus seiner 
Mitte Ausschüsse bilden und deren Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse 
in einer Geschäftsordnung festsetzen. Soweit das Gesetz oder die Satzung es zu­ 
lassen, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse 
und Rechte auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder aus seiner 
Mitte gebildete Ausschüsse übertragen. 

§14 
Sitzungen und Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens fünf (5) Werktagen einberufen. Bei der Berechnung der 
Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht 
mitgerechnet. Die Einberufung kann schriftlich, per E-Mail oder mittels sonstiger 
gebräuchlicher Kommunikationsmittel erfolgen. Der Vorsitzende kann diese Frist 
in dringenden Fällen angemessen verkürzen und die Sitzung auch mündlich oder 
fernmündlich einberufen. Im Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung des Auf­ 
sichtsrats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Regelungen der Geschäfts­ 
ordnung für den Aufsichtsrat. 

(2) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden geleitet. 

(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf An­ 
ordnung des Vorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder des Aufsichtsrats 
können Sitzungen auch in Form einer Telefonkonferenz oder mittels sonstiger 
elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) abgehalten 
und einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats telefonisch oder mittels elektronischer 
Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) zugeschaltet werden; in 
diesen Fällen kann die Beschlussfassung im Wege der Telefonkonferenz oder mit­ 
tels sonstiger elektronischer Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonfe­ 
renz) erfolgen. Telefonisch oder mittels elektronischer Kommunikationsmittel (ins­ 
besondere Videokonferenz) zugeschaltete Mitglieder des Aufsichtsrats gelten als 
anwesend. Abwesende bzw. nicht telefonisch oder über elektronische Kommuni­ 
kationsmittel (insbesondere Videokonferenz) teilnehmende oder zugeschaltete 
Mitglieder des Aufsichtsrats können auch dadurch an der Beschlussfassung des 
Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch ein anderes 
Mitglied des Aufsichtsrats überreichen lassen. Darüber hinaus können sie ihre 
Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, während der Sitzung oder nachträglich inner­ 
halb einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden angemessenen 
Frist auch mündlich, fernmündlich, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher 
Kommunikationsmittel abgeben. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vor­ 
sitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht. 

(4) Eine Beschlussfassung über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht in der Ein­ 
ladung enthalten waren und auch nicht bis zum dritten Tag vor der Sitzung mitge­ 
teilt worden sind, ist nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats wider­ 
spricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, 
binnen einer vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu bestimmenden 
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angemessenen Frist schriftlich, mündlich, fernmündlich, per E-Mail oder mittels 
sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel der Beschlussfassung zu wider­ 
sprechen oder ihre Stimme abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn 
kein abwesendes Mitglied des Aufsichtsrats innerhalb der Frist widersprochen hat. 

(5) Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen schriftlich, im Wege 
der elektronischen Kommunikation oder mittels sonstiger vergleichbarer Kommu­ 
nikationsmittel sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen, wenn der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats dies unter Beachtung einer angemessenen Frist an­ 
ordnet oder sich alle Mitglieder des Aufsichtsrats an der Beschlussfassung beteili­ 
gen. Mitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen 
in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil. Ein Recht zum Widerspruch gegen 
die vom Vorsitzenden angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht. 

(6) Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, 
aus denen er insgesamt zu bestehen hat, wenigstens aber drei Mitglieder, an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Abwesende bzw. nicht telefonisch oder über elekt­ 
ronische Kommunikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) teilnehmende 
oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder, die nach Maßgabe der vorstehenden 
Absätze (3) bzw. (5) ihre Stimme abgeben, sowie Aufsichtsratsmitglieder, die sich 
bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der 
Beschlussfassung teil. 

(7) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz oder die Satzung nicht 
zwingend etwas anderes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen gelten in diesem Sinne nicht als abgege­ 
bene Stimmen. Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(8) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats sind Niederschriften zu fer­ 
tigen, die vom Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung durch dessen Stellver­ 
treter zu unterzeichnen sind. 

(9) Die Vorstandsmitglieder können auf Einladung des Vorsitzenden oder des Auf­ 
sichtsrats an den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beratender Stimme teilnehmen. 

§ 15 
Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

(1) Über die Höhe einer etwaigen Vergütung beschließt die Hauptversammlung. Die 
Hauptversammlung kann die Vergütung des Aufsichtsrats auch für die gesamte 
Wahlperiode festlegen. 

(2) Den Aufsichtsratsmitgliedern werden die durch die Ausübung ihres Amtes entste­ 
henden Auslagen einschließlich der von ihnen etwa geschuldeten gesetzlichen 
Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) erstattet. 

(3) Die Aufsichtsratsmitglieder werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser 
in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung 
für Organe und bestimmte Führungskräfte einbezogen. Die Versicherungsprämien 
trägt die Gesellschaft. 
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III. 
Hauptversammlung 

§ 16 
Ordentliche Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats, 
die Verwendung des Bilanzgewinns und die Wahl des Abschlussprüfers beschließt (or­ 
dentliche Hauptversammlung), findet jährlich innerhalb der ersten acht Monate eines 
Geschäftsjahres statt. 

§ 17 
Ort und Einberufung 

(1) Die Hauptversammlung wird vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte 
des Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit durch den Vorstand einberufen. 
Die Hauptversammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der 
Gesellschaft, am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse, im Umkreis von 50 km um 
den Sitz der Gesellschaft oder in einer deutschen Stadt mit mehr als 250.000 Ein­ 
wohnern statt. 

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Min­ 
destfrist einzuberufen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlungen der Ge­ 
sellschaft ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am 
Ort der Hauptversammlung abgehalten werden (virtuelle Hauptversammlung), 
wenn sie innerhalb von fünf (5) Jahren nach Eintragung dieser Satzungsbestim­ 
mung in das Handelsregister stattfinden. 

§ 18 
Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts 

( 1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die am Tag der Hauptversammlung im Aktien­ 
register der Gesellschaft eingetragen sind und sich rechtzeitig angemeldet haben. 

(2) Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitge­ 
teilten Adresse in Textform (§ 126b BGB) oder auf einem sonstigen, von der Ge­ 
sellschaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg in deutscher oder engli­ 
scher Sprache mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen. 
In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen 
werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs der Anmel­ 
dung sind jeweils nicht mitzurechnen. 

(3) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der 
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB), sofern in der Einberufung oder 
durch das Gesetz keine Erleichterungen bestimmt werden. Die Einzelheiten für die 
Erteilung der Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Ge­ 
sellschaft werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 
§ 135 AktG bleibt unberührt. 
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(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an 
der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer 
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 
Bestimmungen zum Umfang und Verfahren der Rechtsausübung nach Satz 1 zu 
treffen. 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversamm­ 
lung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teil­ 
nehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand 
ist auch ermächtigt, Bestimmungen zu Umfang und Verfahren der Teilnahme und 
Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. 

(6) Aufsichtsratsmitglieder dürfen in Abstimmung mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
im Wege der Bild- und Tonübertragung an der Hauptversammlung teilnehmen, 
falls das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der physischen Teilnahme am Ort 
der Hauptversammlung dienstlich bedingt verhindert ist, das Aufsichtsratsmitglied 
seinen Wohnsitz im Ausland hat, eine Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung 
mit einer unangemessen langen Reisedauer verbunden wäre oder die Hauptver­ 
sammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. 

§ 19 
Leitung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von ihm 
bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied (Versammlungsleiter). Für den Fall, 
dass weder der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Auf­ 
sichtsratsmitglied die Versammlungsleitung übernimmt, wählt der Aufsichtsrat den 
Versammlungsleiter. Macht der Aufsichtsrat hiervon nicht Gebrauch, wählt diesen 
die Hauptversammlung. 

(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und regelt den Ablauf der Haupt­ 
versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge der Redner und der Behandlung der 
Tagesordnungspunkte sowie die Form, das Verfahren und die weiteren Einzelhei­ 
ten der Abstimmung und kann, soweit gesetzlich zulässig, über die Zusammenfas­ 
sung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegenständen zu einem Ab­ 
stimmungspunkt entscheiden. 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre, 
insbesondere auch das Recht auf Nachfragen und Fragen zu neuen Sachverhal­ 
ten, zeitlich angemessen zu beschränken. Er kann dabei insbesondere Beschrän­ 
kungen der Redezeit, der Fragezeit ( einschließlich der Zeit für Nachfragen und 
Fragen zu neuen Sachverhalten) oder der zusammengenommenen Rede- und 
Fragezeit (einschließlich der Zeit für Nachfragen und Fragen zu neuen Sachver­ 
halten) sowie den angemessenen zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptver­ 
sammlungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne 
Redner zu Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung angemes­ 
sen festlegen; das schließt insbesondere auch die Möglichkeit ein, erforderlichen­ 
falls die Wortmeldeliste vorzeitig zu schließen und den Schluss der Debatte anzu­ 
ordnen. 

(4) Der Versammlungsleiter kann die teilweise oder vollständige Aufzeichnung und 
Übertragung der Hauptversammlung in Ton und Bild über elektronische und 
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andere Medien zulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu 
der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 

§ 20 
Stimmrecht und Beschlussfassung 

(1) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme, soweit das Stimmrecht 
nicht durch Gesetz oder Satzung ausgeschlossen ist. 

(2) Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebe­ 
nen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehr­ 
heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, sofern nicht 
nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder dieser Satzung eine höhere 
Mehrheit erforderlich ist. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. Bei Stim­ 
mengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(3) Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die erforderliche Stimmenmehrheit nicht 
erreicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den Personen statt, die die höchsten 
Stimmzahlen erhalten haben. Bei der Stichwahl entscheidet die höchste Stimmen­ 
zahl, bei Stimmengleichheit das durch den Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

D. 
Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 21 
Jahresabschluss 

Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen für das vergangene Geschäftsjahr 
den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den 
Konzernabschluss und den Konzernlagebericht aufzustellen und diese Unterlagen un­ 
verzüglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vor­ 
stand dem Aufsichtsrat einen Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für 
die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. 

§ 22 
Gewinnverwendung; Gewinnrücklagen 

(1) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie nach 
Maßgabe des § 58 Abs. 2 AktG bis zu 100 % des Jahresüberschusses in andere 
Gewinnrücklagen einstellen. 

(2) Der Bilanzgewinn, der sich aus dem Jahresabschluss nach Vornahme der Ab­ 
schreibungen, Wertberichtigungen, Rückstellungen und Rücklagen ergibt, wird auf 
die Aktionäre verteilt, soweit die Hauptversammlung nicht eine anderweitige Ver­ 
wendung beschließt. An Stelle oder neben einer Barausschüttung kann von der 
Hauptversammlung auch eine Sachausschüttung beschlossen werden. Die An­ 
teile der Aktionäre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundka­ 
pital. 
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E. 
Sonstiges 

§ 23 
Gründungsaufwand und Kosten des Formwechsels 

(1) Die mit der Gründung der Gesellschaft verbundenen Kosten (insbesondere Ge­ 
richtsgebühren, Notar- und Veröffentlichungskosten) sowie etwaige Steuern trägt 
die Gesellschaft bis zu einer Höhe von 2.500,00 €. Über diesen Betrag hinausge­ 
hende Gründungskosten tragen die Gesellschafter. 

(2) Die Gesellschaft trägt den Gründungsaufwand in Bezug auf den Formwechsel der 
A & G Handelsgesellschaft mbH in die FIT GROUP AG (insbesondere Notarkos­ 
ten, Kosten der anwaltlichen und steuerlichen Beratung, Kosten der Handelsregis­ 
tereintragung und Bekanntmachung) im Gesamtbetrag von bis zu EUR 30.000,00 
(in Worten: dreißigtausend Euro). 

* * * 

Nummer 43/2026 des Urkundenverzeichnisses 

Hierdurch bescheinige ich gemäß § 181 des Aktiengesetzes, dass die geänderten Be­ 
stimmungen der Satzung mit den Beschlüssen der außerordentlichen Hauptversamm­ 
lung vom 10. März 2026, meine Nummer 31/2026 des Urkundenverzeichnisses und dem 
Aufsichtsratsbeschluss vom 30. März 2026 sowie die unveränderten Bestimmungen der 
Satzung mit dem zuletzt zu den Registerakten eingereichten vollständigen Wortlaut der 
Satzung übereinstimmen. 

Frankfurt am Main, den 14. April 2026 

en N. Schlotter 
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Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Frankfurt am Main, den 14.04.2026

Dr. Jochen Nikolaus Schlotter, Notar


